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Aufgrund der strengen Regeln rund um das Coronavirus fand die Mai-Session des             

Coronavirus: Landtag 
fordert Aufarbeitung des 
Krisenmanagements
Information Zu Beginn der Mai-Session informierte die Regierung zur aktuellen Lage in der 
Coronavirus-Pandemie und beantwortete Fragen der Abgeordneten. Aus dem Parlament wur-
den Forderungen nach einer Aufarbeitung der Coronakrise laut.

VON DAVID SELE

Die erste ordentliche Land-
tagssitzung seit zwei Mo-
naten wurde am Mittwoch 
zunächst wiederum von 

der Coronakrise dominiert. Das 
Traktandum «Informationen der 
Regierung zur Coronakrise» be-
schäftigte die Abgeordneten den 
gesamten Vormittag. Bis am frühen 
Nachmittag beantwortete die Regie-
rung diverse Detailfragen aus dem 
Plenum.

Lehren für die Zukunft ziehen
Besondere Beachtung fand zuvor 
das Votum von Christoph Wenawe-
ser (VU), dem diverse Abgeordnete 
beipf lichteten. Wenaweser bezog 
sich auf ein Interview mit der For-
scherin Patricia Schiess («Volks-
blatt» vom 29. April 2020) betref-
fend den Einf luss des Schweizer 
Rechts sowie die Kompetenzen 
Liechtensteins in der Coronakrise. 
Schiess kommt zum Schluss, dass 
die Regierung ihre Pf lichten aus 
dem Epidemiengesetz erfüllt hat. 
Die Einschränkungen müssten aber 
stets verhältnismässig sein und: «Je 

einschneidender Massnahmen sind 
und je länger sie fortbestehen, desto 
wichtiger ist es, den Landtag einzu-
binden», so Schiess.
Wenaweser mahnte die Regierung 
nun, dies stets im Auge zu behalten 
und forderte: «Bitte treiben Sie die 
Lockerungen voran und wenden Sie 
stets das gelindeste Mittel an.» Hin-
ter den bisherigen Massnahmen ste-
he er persönlich zu 100 Prozent. 
Aber sein «Mahnfinger» sei ebenso 
unübersehbar erhoben. Angesichts 
des aus der Schweiz importierten 
Notrechts gelte es die angewendeten 
Mittel laufend zu überprüfen.
Wenaweser forderte zudem eine 
Aufarbeitung der Coronakrise. Der 
Landtag oder eine interdisziplinäre 
Expertenkommission müsse die Be-
wältigung der Krise analysieren, da-
mit daraus Lehren für die Zukunft 
gezogen werden könnten.

Liechtenstein-Institut beauftragt
Unterstützung erhielt er für dieses 
Ansinnen auch seitens der Regie-
rung. Gesundheitsminister Mauro 
Pedrazzini betonte jedoch, dass die-
se Aufarbeitung interdisziplinarisch 
erfolgen müsse. So seien juristische 

Fragen zum Beispiel nicht mit Fragen 
zur Pandemieplanung gleichzuset-
zen. «Was wir in der Pandemiepla-
nung hatten, konnten wir weg-
schmeissen. Diese Krankheit ist eben 
anders als andere.» Regierungschef-
Stellvertreter Daniel Risch erklärte, 
dass er das Liechtenstein-Institut be-
reits mit einer begleitenden Analyse 
beauftragt habe. Es sei wichtig, im-
merhin im Nachhinein zu wissen, ob 
die Politik zum richtigen Zeitpunkt 
das Richtige getan hat.

Wenig Spielraum für Abweichungen
«Im Nachhinein ist man immer klü-
ger», sagte der Abgeordnete Wende-
lin Lampert (FBP). Ob das für Liech-
tenstein einen Nutzen habe, sei aber 
dahingestellt. «Wir müssen uns be-
wusst sein, dass wir nicht einfach 
das ‹schwedische Modell› hätten 
fahren können», sagte Lampert mit 
Blick auf die Abhängigkeit von der 
Schweiz. Eine Lehre lässt sich aus 
Sicht von Lampert aber bereits heu-
te ableiten: «Der Staat muss genü-
gend Geld haben, sonst können wir 
eine solche Krise nicht finanzieren. 
Und die nächste Coronakrise kommt 
bestimmt.»

Erkenntnisse aus der Coronainformation
Fragerunde Die Regierung 
stand den Abgeordneten 
Rede und Antwort zur Co-
ronavirus-Pandemie. Nach-
stehend ausgesuchte Fragen 
und Antworten zusammen-
gefasst.
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Wie viele Personen wurden bislang 
getestet?
Bislang wurden circa 1700 Personen, 
die in Liechtenstein wohnen, getes-
tet. Gemessen an der Bevölkerungs-
zahl ist das ein Vielfaches der Testra-
te in anderen Ländern. Bei 82 Perso-
nen wurde eine Coronavirus-Infekti-
on nachgewiesen. Mindestens 80 da-
von haben die Infektion bereits wie-
der überstanden.

Gibt es Überlegungen, das Test-
regime zu ändern?
Nach wie vor werden Personen mit 
Symptomen getestet. Solche gibt es 
aber je länger, je weniger. Es besteht 
somit die Gefahr, die Spur des Virus 
zu verlieren. Seit einiger Zeit werden 
daher alle Personen, die in der Al-
terspflege arbeiten, wöchentlich ge-
testet. Dies dient einerseits als Früh-
warnsystem für eine zweite Welle. 
Andererseits kann eine Infektion im 
Umfeld der Alterspflege verheeren-
de Auswirkungen haben. Es gibt der-
zeit auch Überlegungen, im Schulbe-
trieb eine Form von regelmässigen 
Testungen einzuführen.

Wie steht es um die Analysen des 
Abwassers?
Auch diese sollen als Frühwarnsys-
tem für eine zweite Welle dienen. 
Auswertungen der ersten Proben 
aus der Kläranlage Bendern zeigen, 
dass sehr geringe Virusrückstände 
gefunden wurden.

Wie steht es um die Immunisierung 
der Bevölkerung?
Eine Untersuchung im Kanton St. 
Gallen zeigt, dass es kaum jemand 
die Krankheit bereits durchgemacht 
hat. Selbst in sehr stark betroffenen 
Gebieten wie der Bronx in New York 
oder der Gemeinde Gangelt in Nord-
rhein-Westfalen wurde lediglich ei-
ne Immunisierung von 15 bis 25 Pro-
zent festgestellt. 
Ausgehend von 
einer Dunkelzif-
fer mit dem Fak-
tor 10, ergäbe di-
es für Liechten-
stein etwa 800 
Infektionen. Von einer Herdenim-
munität sind wir also noch meilen-
weit entfernt.

Wäre es nicht besser, wenn jetzt ei-
ne Durchseuchung stattfindet, da-
mit die Herdenimmunität erreicht 
wird?
Das wäre ein sehr gefährliches Expe-
riment. Man kann die Infektionen 
nicht auf jene beschränken, die einen 
milden Verlauf haben. Dies einer-
seits, weil es Menschen gibt, die 
schlicht nichts von ihren Vorerkran-
kungen wissen. Andererseits, weil 
schlicht noch nicht abschliessend ge-
klärt ist, welche Umstände zu einem 
milden Verlauf führen. Der einzige 
verlässliche und sichere Weg zur Her-
denimmunität ist ein Impfstoff.

Liechtenstein ist nicht Mitglied der 
WHO? Ist das ein Nachteil?
Nein, uns erwächst daraus momen-
tan kein Nachteil, da die WHO offen 
mit ihren Informationen umgeht. 
Diese sind für alle verfügbar. Die Re-
gierung überlegt sich aber, Mitglied 
zu werden, um hier auch einen Bei-
trag zu leisten.

In der Schweiz und anderen Län-
dern werden Apps entwickelt, um 
die engen Kontakte von Infizierten 

nachzuvollziehen. Macht Liechten-
stein da bei der Schweiz mit?
Ziel dieser Apps ist, dass sich das 
Mobiltelefon merkt, mit welchen 
Personen enge Kontakte bestanden 
haben. Sobald jemand infiziert ist, 
wird diese Information komplett an-
onymisiert an sämtliche engen Kon-
takte geschickt, damit diese sich in 
Quarantäne begeben können. Hier-

bei muss der Da-
tenschutz natür-
lich garantiert 
sein, damit die 
Menschen der 
App das Vertrau-
en schenken. Das 

ist vor allem wichtig, weil eine sol-
che App nur etwas bringt, wenn ein 
Grossteil der Bevölkerung diese ins-
talliert hat. In der Schweiz soll Mitte 
Mai ein erster Prototyp bereit sein.

Wie funktioniert das, wenn Pendler 
aus Österreich und Deutschland die 
Apps ihrer Staaten installiert ha-
ben?
Dieses Problems waren sich die Pro-
grammierer von Anfang an bewusst. 
Die Apps unterschiedlicher Staaten 
sollten daher kompatibel sein.

Die Gastronomie darf zwar bald 
wieder öffnen, doch wird es wegen 
der Schutzmassnahmen kaum mög-
lich sein, genügend Gäste für einen 
profitablen Geschäftsgang zu bewir-
ten. Gibt es also weitere Unterstüt-
zung?
Ja. Sobald die Restaurants nicht 
mehr behördlich geschlossen sind, 
gelten sie als mittelbar betroffene 
Betriebe. Es gibt also weiterhin Un-
terstützung, aber nicht mehr in dem 
Ausmass wie bislang.

Wird den Gastronomen öffentlicher 
Raum angeboten, um ihre Bewir-
tungsfläche zu vergrössern und so 
trotz Mindestabstand mehr Gäste 
bewirten zu können? 

Die Regierung steht im Austausch 
mit der Wirtschaftskammer und 
dem Gastronomieverband, um sol-
che Möglichkeiten zu prüfen. Zu-
dem ist die Regierung überzeugt, 
dass auch die Gemeinden offen für 
solche Lösungen sind.

Welchen Einfluss kann Liechten-
stein auf die Regeln an den Grenzen 
zu Österreich nehmen?
Wegen des Zollvertrages gelten die 
Bestimmungen der Schweiz auch für 
uns. Die Regierung ist jedoch in en-
gem Kontakt mit den Behörden in 
der Schweiz und Österreich, um die 
Bedürfnisse der Einwohner Liech-
tensteins anzubringen.

Warum wurden die Abstimmungen 
vom 7. Juni (HalbeHalbe und Dop-
pelte Staatsbürgerschaft) ausgerech-
net auf den 30. August verschoben? 
Es gilt immer noch und wohl noch 
einige Zeit ein Versammlungsver-
bot. Somit ist doch auch der 30. Au-
gust zu kurzfristig für die Meinungs-
bildung.
Mit manchen Einschränkungen 
werden wir wohl leben müssen, bis 
es einen Impfstoff gibt. Jetzt gilt es 
Wege in eine «neue Normalität» zu 
finden. Hierbei sollen unbedingt 
auch die Volksrechte gewahrt blei-
ben. Für die Abstimmungen wird 
man alternative Wege zur Mei-
nungsbildung finden müssen. Da-
mit beschäftigt sich derzeit auch 
die Regierung. (Anmerkung der Re-
daktion: Zur Frage, ob es rechtens 
ist, dass die Regierung die Abstim-
mungstermine eigenmächtig ver-
schoben hat, stellte Thomas Lage-
der (Freie Liste) eine Kleine Anfra-
ge, auf die Innenministerin Domi-
nique Hasler eine ausführliche Be-
antwortung angekündigt hat.)

Weitere Eckdaten 
zur Coronakrise

 Die Landespolizei ist bislang zu 
160 Coronaeinsätzen ausgerückt. 
41 Bussen wurden verhängt. Davon 
35 wegen dem Versammlungsver-
bot, 5 wegen Grenzübertritten, 
1 wegen Einkaufstourismus.

 Bislang keine Hinweise auf einen 
Anstieg der häuslichen Gewalt.

 269 Notkredite beantragt (23,4 
Millionen Franken), davon 42 abge-
lehnt (1,7 Millionen Franken).

 936 Unternehmen haben für 
knapp 11 000 Arbeitnehmende 
Kurzarbeit angemeldet.

 106 Unternehmen haben einen 
Betriebskostenzuschuss beantragt.

 Mehr als 350 Hilfsanträge von mit-
telbar betroffenen Unternehmen lie-
gen vor.

 600 Unterstützungsanträge von 
unmittelbar betroffenen Unterneh-
men wurden genehmigt.

 Per Ende April waren 406 Men-
schen arbeitslos. Das sind 65 mehr 
als im Vormonat.

 Per Ende April waren 713 offene 
Stellen gemeldet. Das sind 243 we-
niger als im Vormonat.

 Bei den staatsnahen Betrieben 
sind vor allem das Landesspital und 
Radio L von Umsatzeinbussen be-
troffen. Nachtragskredite wird die 
Regierung nach der Sommerpause 
beantragen.

 Das Ausmass bei den Institutionen 
mit Leistungsaufträgen des Landes 
ist noch nicht abschätzbar.

 80 Liechtensteiner wurden aus 
dem Ausland zurückgeholt.
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Sobald die Restaurants nicht 
mehr behördlich geschlossen 
sind, gelten sie als mittelbar 

betroff ene Betriebe.
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